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Wirtschaftspolitische Leitsätze 

der CDU 
(Kurzfassung) 

Das wirtschaftliche und soziale Leben des deutschen Volkes 
ging naoh dem Kriege Lmmer mehr einem Zustand völliger 
Auflösung entgegen. 

Der 20. Juni 1948 brachte den Umschwung. Die Währungs­
reform allein hat ihn nicht herbeigeführt. Sie schaffte die 
technischen V-0raussetzungen. Der wesentlichste Impuls aber 
kam aus der Inkraftsetzung marktwirtschaftl.icher Grund­
sätze. Diese mar.ktw,irtschaffüchen Grundsätze wurden durch 
die von der CDU vertretene „soziale Marktwirtschaft" 1
am 20. Juni 1948 zur Grundlage der deutschen Wirtschafts­
politik gema_cht. 

Was versteht die CDU unter sozialer 

Marktwirtschaft? 

Die „soziale Marktwirtschaft" ist die sozial gebundene Ver­
fassung .der gewerblichen Wirtschaft, in der die Leistung 
freier und tüchtiger Menschen in eine Ordnung gebracht 
wird, <lie ein Höchstmaß von wirtschaftlichem Nutzen und 
sozialer Gerechtigkeit für alle erbringt. Diese Ordn'ung wird 
geschaffen durch Freiheit und Bindung, die in der „sozialen 
Mar'J<twi'rtschaft" durch echte.n Leistubgswe:ttbewerb und 
unabhängi'ge Monopolkontrolle zum Ausdruck k;ommen. 
Echter Lei'stungswettbewerb liegt vor, wenn durch eine Wett­
bewerbsordnung sichergestellt äst, daß bei gleichen Chancen 
und fairen Wettkampfbedingungen in freier Konkurrenz die 
bessere Leistung belohnt wrrd. Das Zusammenwirken aller 
Beteiligten wird durch- marktgerechte Preise gesteuert. 

Die ,,soziale Marktwirtscha.ft" steht im scharfen Gegensatz 
zum Syste� der Planwirtscnaft, d4e wi,r ablehnen, ganz 
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gleich ob in ihr die Lenkungsstellen zentral oder dezentral,s;taa�li�h oder selbstverwaltungsmäßig organisiert sind. 
Die soziale Marktwirtschaft" steht aber auch im Gegensatzzur s�genannten „freien Wirtschaft" liberalistischer Prä�ung. Um ,einen Rückfall in die „freie Wirtschaft" zu vermeiden,ist zur Sicherung des Leistungswettbewerbs die unabhängigeMonopolkontrolle nötig. Denn so wenig der Staat oder halb-' öffentli<lhe Stelleg die gewerbliche Wirtschaft und einzelne Märkte lenken sollen, so weni.g dürfen Privatpersonen und private Verbände derartige Lenkungsaufgaben übernehmen.- Die soziale Mai;ktwirtschaft" verzichtet auf Planung undLenk� von Pro_iluktion, Arbeitskraft und Absatz. Sie bejaht jedoch die planvolle Beeinflussung der Wirtschaft mit den orga-

l nischenMitteln einer umfassenden Wirtschaftspolitik auf Grund · einer elastischen Anpassung an die Marktbeobachtung. Diese- ' Wirtschaftspoli�i,k führt in sinnvoller Kombination von Geld-und Kredit,, Handels- und Zoll-, Steuer-, Investitions- und So­zialpofüik sowie anderen Maßnahmen dazu, daß die Wirtschaftin Erfüllung ihr.er letzten Zidsetzung der Wohlflahrt und derBedar.fsdedmng des ganzen Volkes dient. Diese Bedarfs­dec1mng hat selbstverständliich auch eine angemessene Ver-. sorgung des notleidenden Teiles der Bevölkerung zu um­fassen. 
Die vorwJege11Ld eigentumsrechtlichen und gesel!schaftspoli­tJschen Grundsätze des Ahlener Programms werden aner­kannt, jedoch nach der marktwirtschaftlichen Scite hin er­gänzt und fortentwlc,kelt. 

Zar Verwirklichung der sozialen Markt• 
·wirtsc,haft stellen wir folgende Leitsätze auf:

1. Der Leistungswettbewerb ist gesetzlich sicherzus.tellen. Mo.nopole 1tmd Träger marktwirtschaftlicher Macht sind emerinstitutionell ver.ankerten, unabhängigen und nur 1:lem Gesetz u,nterworfenen Monopolikontrolle zu unterstellen. 
2. Wir erstreben .gesetzliche Maßnahmen zur Vertiefungeiner echten Verantwortung in aer Wirtschaft. 
3. GeSaetzliche Maßnahmen zur Verschärfung der Publizitätmüssen vor allem bei den Kapitalgesellschaften getroffenwerden. 
2 

4. Bine 2:entrale Aufs.icht des -Geldwesens ist zum Schutzeder Währung erforderliich .. 
5. Marktgerechte Prejse müssen entstehen und dürfen wedervon staatlicher noch von privater Seite durch Wi!Ekür öder Diktat verfälscht werden,. Solche Eingriffe verdrängen die Ware vom Ma11kt. Wi-r bejahen jedoch die organische Preis- )beeinflus,sung mit den Mitteln der Wirtschaftspolitik, ins­besondere der Geld-, Kredit- und SteuerpoLiti,k, damit dieWare bei, &inkenden Preisen in steigendem Maße zum Marktdrängt. 
6. Im Interesse der deutschen Wettbewerbsfähigkeit auf denWeltmärkten streben wir eine Senkung des deutschen Preis­niveaus an. Hierdurch wird zugleicn e i n  e E r h ö h u ngd,e s R e aJe,iJtk o m m e n s  erzielt. 
7. Die Bildung von Löhnen und •die Festsetzung von Ar­bei1:sbedingungen muß dem T.ari-fvertragssystem überlassensei-n. Leistungslohn und Lohnerhöhungen im Rahmen markt­wirtschaftHch richtiger Preise sind zu bejahen. Sie erhöhenKaufkraft und Nachfrage ,ebenso wi,e dies durch Senktmg der Preiß,e geschieht. 
8. T_echnik.tmd W.issenschaft sind mit Nachdruck zu fördern.Sie schaffen neue Bedürfn.isse und Arbettsmöglichlkeiten. Siesenken die Gestehungskosten. -
9. Die „soziale Marktwirtschaft" schließt freie Berufswahl,Niederlassungsfreiheit, Gewerbefreiheit und Freizügigkeit ein.Beim Handwerk muß jedoch wi,e bisher der Befähigungs­nachweis (Meisterpri,ifung) erbracht werci_en. Das gleichegilt für alle Berufe, für deren Ausübung der Befähigungs­nachweis sachlich notwendig ist. 

' . 10. Qie „soziale Marktwirtschaft" bejaht tmd fördert• daspri!vate Eigentum. Ei:ne gerechte Verteilung der wirtschafteliehen Erträge tmd eine soziale Gesetzgebung müssen ausden vermögenslos1m Schichten tmseres Volkes in -grpßemUmfange ·besitzende Eig.entürner machen. Neben größtmög­Hchster Streuung des Eigentums bejahen wiir tm industriellenRaum Unternehmungsformen in Gemeineigentum dann, wenn sie wirtschaftlkh zweckmäßig, betrJebstechnis<;h mog-1ich u:nd politisch notw,endig sind. 
11. Die Bildung von Sparkapital wollen wir nachdrücklichfördern. 
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12. Wir fordern eine umfassende Steuerreform insbesondere
durch Abbau der geltenden Steuertar.ife in allen Stufen und
durch Vere,i.nfachU?g des gesamten Steuerwesens.
13, Es müssen wii,rksame' Sicherungen gegep Wirtschafts� 
kr,isen und Massenarbeitslosigkeit geschaffen werden. Solche 
Mittel sind z. B. eine konstruktive Kredit- und Währungs­
politik sowie die Investieru:ngspolitik der öffentlichen Hand. 
14. Den Außenlrandel wollen w,ir mit allen Mitteln fördern .
Der Marshallplan (ERP) wird von uns bejaht. 
15. Eine deutsche Handelsflotte muß wieder _geschaffen
werden.
16: Die „soziale Marktwirtschaft" kann nur verwirklicht 
werden, wenn sie das Vertrauen aller Schichten des Volkes 
besitzt, d. h. wenn Unterpehmer, Arbe.i:ter, Angestellte und 
V,erbraucher aktiv an ihrer Dmchfi.ihrung beteilrgt werden. 

Leistungswettbewerb 
u nd
-

Monopolkontrolle 

als Grundlage der von uns erstrebten Wirschafts- und Sozial-
. ordnung, die organische Beeinflussung. der �irtschafts�nt­
wicklung mit den Mitteln der Geld-, Kapital- und emer 
Steuerpolitik, welche Steuermoral und Kapitalbildung heb_t,der Weiterbildung des Arbeits-· und Wirtschaftsrechts sowie 

1 einer Reform des Gesellschaftsrechts sichern den weiteren 
Aufstieg der gewerblichen Wirtschaft, die Herstellung des 
sozialen Friedens und geben jedem Ei,nzelnen die Freiheit 
und Möglichkej,t, sich nach Leistung und Können am Wirt­
sohaftsertrag zu beteiligen. Nur so kann die poJ.itische dw·ch 
dLe. soziale und wirtsohaftliche Demokratie erfüllt und ge­
sichert werden. 
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Wirtschaftspolitische Leitsätze 

der CDU 

Das wirtschaftliche und soziale Leben des deutschen Volkes 
ging nach: dem Kriege immer mehr einem Zustand völliger 
Auflösung entgegen . 

In der ersten Hälfte des Jah�es 1948 war der Tiefpunkt 
erreicht. Produktion und Arbeitsmoral waren auf ein Mini­
mum abgesunken. Der Kampf um die Ware, der ein Kamp.f 
gegen den Hunger war, führte zu rücksichtslosem Egoismus. 
Die Korruption griff in erschreckendem Maße um sich. Die 
niedrigsten Instinkte wurden geweckt. Die allgemeine De­
moralisierung drang sogar bis in die Kreise der Jugend vor. 
Der 20. Juni 1948 brachte den Umschwung. 

Die von der CDU vertretene Wirtschaftspolitik führte 
zu einer wirtschaftspolitischen Wende. Die menschliche 
Arbeit erhielt wieder ihren Sinn. Die Arbeitsleistung der 
Menschen aller Schichten erfuhr eine bedeutende Er­
höhun,g. Die industrielle Produktion stieg rasch und steil 
an und erreichte in wenigen Monaten eine Verdoppelung . 
Die Aufhebung der Bezugscheinwirtschaft gab dem Ver­
braucher wieder di·e Freiheit zurück. Nach langen Jahren 
bitterster Entbehrung konnte erstmalig wieder dringendster 
Bedarf gedeckt .werden. Die Läden füllten sich, Mut, Kraft 
und Energie wurden entfacht und das ganze Volk aus dem 
Zustand der Lethargie gerissen. 
Die Währungsreform allein hat diesen Umschwung nicht her­
beigeführt. Sie schaffte die technischen Voraussetzungen. 
Der wesentlichste Impuls aber kam aus der Inkraftsetzung 
marktwirtschaftlidher Grundsät2ie. Diese marktwirtschaft- -
liehen Grundsätze wurden durch die von der CDU ver­
tretene „soziale Marktwirtschaft" am 20. Juni 1948 zur 
Grundlage der deutschen Wirtschaftspolitik gemacht. 

Dies beweist eindeutig die Tatsache, daß in der Ostzone, 
wo die Währungsreform nicht mit der marktwirtschaftlichen 
Politik verbunden wurde, der llmschwung, den wir im ver­
einigten W,i.rtschaftsgebiet erzieLten, nicht eintrat. 
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Der mit dem übetgang zur Marktwirtschaft eingelei,tete Ge­
sundun.gsprozeß ½onrite nicht ohne Störungen und soziale 

, Spanm111gen vor si.ch gel1en. Die CDU hat daher in 
Erkenntnis ihrer planvollen marktwirtschaftlichen Politik das 
deutsche Volk fmmer w;ieder darauf hingewiesen, daß solche 
Störungen vorübergehender Natur seien und mJt Sücherheit 
überwunden werden. 

Von gegnerischer Seite wurden die Spannungen zu dem Ver­
such benutzt, das Volk durch parteipolitische Doktrin und 
Demagogie in eine Verzweiflungsstimmung hineinzutreiben. 
Wer diesen, Auffassungen folgte, wer auf Unternehmer­
seite sich zu Spekulationen hinreißen ließ oder wer als Ver­
braucher schlechte Ware zu .überhöhten Preisen kaufte, mag 
sich bei denen bedallken, welche d,ie Bevölkerung zu diesen 
fehllei'tungen veranlaßte. 

Nachdem die Kritiker durch dfe Entwicklung der Ereignisse 
widerlegt worden sind, melden sile sich erneut mit dem Vor­
wurf, unsere. Wirtschaftspolitik führe zurück zu kapitalisti­
schen formen und· zu altem Liberalismus unsozialer, mono­
polistischer Präg,ung. Nichts liegt der CDU ferner als 
ein solcher Weg. A u f b a u e n d  a u f  d e m  Ab 1 e n e r
P r o g r a m m· e r s t r e b t  s i e  d i e  s o z i a l e  M a r k t­
wirtschaft.

Was versteht die CDU unter sozialer 

Marktwirtschaft 't 

Die „soziale Marktwirtschaft" ist die sozial gebundene Ver­
fassung der gewerblichen Wirtschaft, in der die Leistung 
freier und tüchtiger Menschen in eine Ordnung gebracht
wird, die ein Höchstmaß von wirtschaftlichem Nutzen und
sozialer Gerechtigkeit für alle erbringt. Diese Ordnung wird
geschaffen durch Freiheit und Bindung, die in der „sozialen
Marktwirtschaf(" durch echten Leistungswettbewerb und
unabhängige Monopolkontrolle zum Ausdruck kommen.
Echter Leistungswettbewerb liegt vor, wenn durch eine Wett­
bewerbsordnung sichergestellt ist, daß bei gleichen Chancen
und fairen Wettkampfbedingungen in freier Konkurrenz die

( 
bessere Leistung belohnt wird. Das Zusammenwirken aller
Be.teiligterf wird durch marktgerechte Preise gesteuert. 
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Marktgerechte Preise sind Motor und Steuerungsmittel der 
Marktwirtschaft. Marktgerechte Preise entstehen, . indem 
Kaufkraft und angebotene Qütermenge auf den Märkten zum 
Ausgleich gebracht werden. Wichtigste Vorbedingung, um 
di.esen Ausgleich herbeizuführen, ist efu geordnetes Geld-
wesen. , 
In einer solchen Wirtschaftsordnung ist jeder Betrieb und je­
der Haushalt im Rahmen der für alle gleichen Gesetze an- ' 
stelle einer lenkenden Behörde Herr seiner wirtschaftlichen 
Entschlüsse. Die einzelnen Betriebe planen in eigener Ver­
antwortung, was sie erzeugen, und bieten ihre Erzeugnisse 
dem Markt an. Auf dem Markt findet ein Wettkampf der 
Erzeuger um die Gunst der Verbraucher statt. Wenn .die 
Erzeuger richtig geplant ·haben, bezahlen die Ver­
braucher gute Pre.ise, wenn sie falsch planen, werden die 
Erzeugnisse von den Verbrauchern abgelehnt oder nur zu 
niedrigeren Preisen abgenommen. Im ersfererr Falle wer­
den die Erzeuger durch Gewinn belohnt und zu größerer 
Produktion angeregt, im letzteren falle werden sie durch 
Verlust gestraft und zur Umstellung auf eine andere, dem 
Verbraucher genehmere Produktion angehalten. Auf diese 
Weise bestimmen die Verbraucher mittelbar, was produziert 
werden soll, und können gleichzeitig frei über ihr Einkommen 
verfügen. 

Die „soziale Marktwirtschaft" steht im scharfen Gegensatz
zum System der Planwirtschaft, die wir ablehnen, ganz
gleich, ob in ihr die Lenkungsstellen zentral oder dezentr11l,
staatlich oder selbstverwaltung!\mäßig organisiert sind. 
Das System der Planw.irtschaft beraubt den schaffenden 
Menschen seiner wirtschaftlichen Selbstbestimmung und 
Freiheit. Die Planwirtschaft bringt · die Unternehmer in 
Abhängigkeit von der Staats- und Selbstverwaltungs­
bürokratie und verwandelt sie dadurch in Beamte und 
Kommissare. Sie schaltet den Einfluß der Verbraucher 
auf die Erzeugung aus und bringt damit auch den Ar­
bei.ter und -Angestellten keine Vorteile. Die Planwirt­
scha 'hemmt die Erzeugung, indem sie in die Hand der 
Lenkungsstellen Machtv-01lkommenheiten legt, derien die 
Menschen in 'keiner Weise gewachsen sind. Sie mutet ihnen 
Aufgaben zu, die ihre Einsicht weit übersteigen. Stattet 
man die Lenkungsstellen mit den umfassenden Voll­
machten aus,, die zur Lösung ihrer Aufgabe erforder-
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lieh sind, so führt dies zur Diktatur der Verwaltungs­
beamten und zum· Ende der Demokratie und des Rechtes. 
Versucht man aber die Lenkungsstellen einer demokratischen 
Aufsicht zu unterwerfen, können sie ihre Aufgabe nicht lösen, 
weil die Natur der Aufgabe schnelles Handeln• erfordert und 
keine umständlichen Kontrollen verträgt. Die Planwirtschaft 
kann weder das Problem der höchstmöglichen Produktion 
noch das Problem einer gerechten Ver,teilung der Erzeugnisse 
meistern. Sie kann letzten Endes nicht auf die Lenkung des Ab­
satzes verzichten und beschränkt damit den Verbraucher in 
der freien Bestimmung über sein Einkommen. Statt einer frei­
heitlichen Ordnung entsteht mit zwingender folgerichtig-
keit die Diktatur oder das Chaos. 
Ein geschichtlich fast tragischer Irrtum ist es, zu glauben, 
daß arme Volkswirtschaften bezw. Völker sich zur Überwin­
dung der N,ot der Planwirtschaft bedienen rrtüssen, während 
die Marktwirtschaft nur reichen Volkswirtschaften zieme. Das 
Gegenteil ist richtig. Arme Volkswirtschaften können sich 
den Luxus und die Verschwendung der Planwirtschaft nicht 
leisten, während reiche Volkswirtschaften ·meist zu spät die 
Fehler des Systems der Planwirtschaft erkennen. Wirtschaft­
liche Not kann man durch zwei Verfahren zu überwinden 
suchen: die Planwirtschaft will die Armut gerecht verwalten 
und verteilen, die Marktwüischaft _will durch den Leistungs­
wettbewerb auf allen Stufen die Armut überwinden. Es ist 
würdiger und erfolgreicher, sich durch einen Notstand durch­
zuarbeiten als durchzuhungern. 
Die „soziale Marktwirtschaft" steht auch im Gegensatz zur 
sogenannten „freien Wirtschaft" liberalistischer Prägung. 
Um einen Rückfall in die „freie Wirtschaft" zu vermeiden, 

1
. ist zur Sicherung des Leistungswettbewerbs die unabhängige 

Monopolkontrolle nötig. D.enn so wenig der Staat oder halb­
öffentlwhe Stellen die gewerbliche Wirtschaft uqd einzelne 
Märkte lenken sollen, so wenig dürfen Privatpersonen und 
private Vierbände derarti.ge Lenkungsaufgaben übernehmetJ. 
Die freie Wirtschaft altell' Stils hat es den Untern.ß11�m 
erlaubt, sich zu Kartellen und Marktverbänden zusffi-t�en• 
zuschließen, um die Preise zu diktieren, die Erzeugung nach 
BeLieben einzuschränken und den Wirtschaftskampf mit Mit­
teln der Gewalt, der Verdrängung und der Schadenszufügung, 
mit Sperren, Kampfpreisen und Boykott zu führen. Dabei 
wurde der Geo.anke des Wettbewerbs verfälscht, verschleiert 
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und seiner motorjsch� Wirkung beraubt. Nur alizu ·oft 
waren nicht gleiche und gerechte Startbedingungen f� <)lle
Marktbeteiligten verwirklicht. So kam es in der freien Wirt• 
schaft alten Stils oft ·zu wirtschaftlicher Ausbeutung der 
Schwachen durch die Mächtigen und zu wirtschaftlichem 
Gewalt- und Schädigungskrieg. Die Leidtragenden waren 
die wirtschaftlich und sozial Schwachen, insbesondere ,i;li� 
Verbraucher. 

. -

Weil wir ,äie unsozialen Auswüchse einer soJchen ,,,f.r�ien" 
Wirtschaft vermeiden wollen, weil wir in ihr eine verfälschte 
Mar.ktwirlschaft sehen, fordern wir neben dem L e i s t u  n-g s · 
w e t t b e w e r b  die M o n o p o l k o n t r o l l e. Erst eine wirk­
same Monopolkontrolle verhindert, da'ß Privatpersonen. und 
private Verbände Lenkungsaufgaben in der Wirtschaft. über­
nehmen können. Erst die Mon-Opolkontrolle führt dazu, daß der 
Verbraucher mittelbar Art und Umfang der Pmduktion be­
stimmt und clamit zum Herrn der Wi-rtschaft wird. Dadurch 
führt die von uns geforderte Wirtschaftsordnung neben den im 
Ahlener Programm genannten Mitteln zu w a h r e r  W i r t -
s c h a f t s d e m o k r a t i e'und deshalb nennen wir sie die 
,,s o z i a I e M a r k t w i r t s c h a f t". 

' 1 Die „soziale Marktwirtschaft" verzichtet auf l;>lanung und 
Len[ung von Produktion, Arbeitskraft und Absatz., 
Dadurch ist der Staat von der Sorge �er zentralen Lenkung 
entlastet. Ihm bleibt die Aufgabe, das Recht zu setzen und 
zu hüten, den Wettbewerb iu fördern und das 9eldwesen _zu· 
ordnen. In der „sozi.aleri Marktwirtschaft" treten die durch 
Gesetz verankerte Orqnung und das Preissystem, d. h, also 
ein übersehbares und berechenbar,es System von Ordnungs, 
mitteln an die Stelle eines behördliche11 oder -privaten mono­
polistischen Ermessens, das von niema.ncf vorausberechnet 
und von niemand wirksam kontrolliert werden kann. 

Die „sozi�le Marktwirtschaft',' bejah! jedoch die planvolle 
Beeinflussung de.r Wirtschaft. mit de!! organisch:n �ittel!1 _ einer umfassenden Wirtschaftspolitik auf Grund emer, elasti­
schen Anpassung an die Marktbeobachtung. Diese Wirt­
schaftspolitik führt in-sinnvoller Kombination von Geld- und 
Kredit- Handels- unil Zoll-, Steuer-, Investitions- und Sozial­
politik 'sowie anderen Maßnahmen dazu, daß die Wirtschaft 
in Erfüllung ihrer letzten Zielsetllung der Wohlfahrt und cl_er 

. B!!darfsdeckung des ganzen Volkes dient. Diese Bedarfs-
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deckung hat s·elbstverständlich auch eine angemessene Ver­
sorgung des notleidenden Teiles der Bevölkerung zu um-
fassen. 
Die vorwiegend eigentumsrechtlichen und gesellschaftspoli­
tischen Grundsätze des Ahlener Programms werden aner­
kannt, jedoch nach der marktwirtschaftlichen Seite hin er­
gänzt und fortentwickelt. 

Z�r Verwirklichung der sozialen Markt• 
wirtschaft stellen wir folgende Leitsäb:e auf: 

1. Der Leistungswettbewerb ist gesetzlich sicherzustellen.
Monopole und Träger marktwirtschaftlicher Macht sind einer 
institutionell veran�erten, unabhängigen und nur dem Gesetz 
unterworfenen Monopolkontrolle zu unterstellen. 
Das Gesetz muß dafür sorgen, daß jeder Betdeb durch den 
Wettbewerb anderer Betriebe ikontrolliert wird, daß also kein 
Betrieb unlkontrollierte Macht auf dem Markt besitzt. Es 
niuß konkurrenzbeschränkende Marktabreden und Kartell­
verträge verbieten•. Aus den bestehenden Gesetzen müssen 
alle Bestimmungen - ausgemerzt werden, die eine durch 
Leistung nicht begründete Entwicklung zum Großbetrieb und 
zur Konzernbildung ermöglichen. Konzerne und Großbe­
ti',iebe finden nur da ihre ökonomische und sittliche Berechti­
gung, wo bessere fignung und höhere Leistung sie rechtferti­
gen. Grundsätzl,ich aber werden wir der Pflege des Mittel­
und Kleinbetriebes besondere Aufmerksamkeit und Unter­
stützung widmen. 
Das Gesetz muß jeae wirtschaftliche Machtbildung verhin­
dern, die überhaupt verhindert werden kann. Zu dem Zweck 
hat die Monopolkontrolle dort, wo sich eine Konkurrenz 
nicht h.erstel!en läßt und einzelne Betriebe oder Verbände 
Macht auf dem Markt und Einfluß atif cHe Preise gewinnen 
oder . wo eine Ausnahme.genehmd'gung notwendig. wird, 
dafür zu. sorgen; daß die Betriebe sich' so verhalten, als ob 
si·e keine Macht besäßen un_d daß die Preise festgesetzt wer­
den, wie wenn si,e sich im Wettbewerb gebildet hätten. 
2. Wir · erstreben gesetzliche Maßnahmen zur Vertiefung
einer echten Verantwortung i� der Wirtschaft. 
Die bestehenden Gesetze, insbesondere das 'Konkursrecht, das 
Gesdiäftsaufsichtsverfahren und das Gesellschaftsrecht, sind
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unter dem Gesichtspunkt der Vertiefung der Verantwortung 
einer Revision zu unterziehen. 
Sicherheit zu fordern, ist das Recht der wirtschaftlich Schwa­
chen. Sicherheit zu gewähren uhd damit Risiko und Verantwor­
tung zu tragen, ist die Pflicht des wirtschaftlich Starken. W 1snn 
dieser Grundsatz verletzt wird und jeder Sicherheit fordert, 
kann nur das Kollektiv die Sicherheit gewähren. Die folge 
ist. übermäß'ige Macht des Staates. Die Unterhehmer müssen 
gezwungen werden, im freien Leistungswettbewerb ihr Da­
seinsrecht zu beweisen. Die kilnstliche Erhaltung alles dessen, 
was krank, faul und morsch ist, schmälert nicht den Gewjnn 
der Unternehmer, sondern belastet das Volk in seiner Ge­
samtheit und verteuert seine Lebenshaltung. Nicht der Un­
ternehmer, sondern der Verbraucher ist deshalb am Wettbe­
werb interessiert. Das durch die Planwirtschaft und auch im 
gewissen Umfang durch die „freie Wirtschaft alten Stils" 
gezüclitete unternehmerische Rentnertum führt zu einer un-. 
sozialen Ein'kommensverte.ilung. Die Planwirtschc!ft ernährt . 
ebenso wi•e die überwundene „freie Wirtschaft" überflüssi.g:e 

-Nutznießer ,in Wirtschaft, Verwaltung und Politik. Nur die .
soziale Marktwirtschaft vermag das Schmarotzertum auj
alleil: Gebi,eten ,auszuschalten.
Es ist auch dafür zu sorgen, daß jeder, der an der Leitung von
Betrieben teilhat, mit seinem persönlichen Vermögen am
Risiko für Mißerfolge teilnimmt. Nicht nur die Eigentümer,
sondern auch die angestellten Vosstandsmitglieder und Ge­
schäfts_führer ·von Betrieben müssen mit Haftung belegt wer­
den, damit auf diese Weise der Gedanke ·der Verantwortung
und des echten Leistungswettbewe1:bs auch in diesen Krei­
sen vertieft wird.
3. Gesetzliche Maßnahmen zur Verschärfung der Publizität
vor allem bei den Kapitalgesellschaften müssen getroffen 
werlle11. 
Hierdurch sollen. die Verschachtelungen in der Wirtschaft 
erschwert, der Abwälzung von Risiken entgegengewirkt, die 
Monopolaufsicht erleichtert und darüber hinaus erreicht wer­
den, daß sich Arbeiter und Angestellte s0wie die öffentlich• 
keit über die erzielten Gewinne in der Wirtschaft unterrichten 
können. 
4. E_ine z_entrale Aufsicht des Geldwesens ist zum Schutze
der Währung erforderlich;-
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·sie hat mit allen Mitteln dafür zu sorgen, daß das Geld­
wesen in Ordnung bleibt, damit di.e Funktion des Marktes
ni'cht beeinträchtigt wird. Insbesondere müssen. Deflations­
krisen1 die eine• -alle Wi,rtschafüzwetge erfassende Massen­
arbeitslosigkeit zur folge haben, durch eine ver;mtwortungs­
bewußte Geld- und Kapitalpolitik sowi,e durch eine den Ver­
hältnissen anzupassende Steuerpolitik vermieden werden. Auf
der anderen, Seit� muß aber auch jede (nflationistische Ent­
wilcklung -im Keime. unterdrückt wer.den. Jede Inflation er­
zeugt in ihrem Anfangsstadium ei.ne' Scheinblüte und ist
daher - hier-in besteht die Gefahr - zu Beg,i.nn fast immer
v.oi�tümli'ch.
5; Marktgerechte Preise müssen entstehen und dürf.en weder 
von staatlicher. noch von privater Seite durch Willkür oder 
Diktat verfälscht werden. Solche Eingriffe verdrängen die 
Ware vom Markt. Wir bejahen jedoch die organische Preis­
beeinflussung mit den Mitteln der Wirtschaftspolitik, ins­
besondere der Geld-, Kredit� und Steuerpolitik, damit die 
Ware bei sinkenden Preisen in steigendem Maße zum Markt
drängt. 
Es ist das Ziel der „sozialen Marktwirtschaft", den nach 
Maßgabe der volkswirtschaftlichen Produktivität höchsten 
Lebensstandard zu erreichen und cias günstigste Verhältnis 
zwischen Löhnen und Preisen l�erbeizuführen. 
Das absolut� Preisniveau war seit 1936 durch den Preisstopp 
gebunden. Er entfernte de_n deutschen Preis von den Welt­
marktpreisen und ·�en Gestepungskosten. 
Qie Entfernung der Preise von den Gestel1ufigskosten wurde 
ausgeglich·en durch Subventionen. Subventionen als Mittel 
der_ Lohn- und_preispolitik lehnen wir im Prinzip ab, da sie 
zu einer Verfälschung der Tatbestände führen, ohne der Ge-

' samföeit Lasten ersparen zu ;.können.
Die· Rückkehr Deutschlands zur Marktwirtschaft und zutn 
Welthandel setzt voraus, daß unsere Preise den Weltmarkt­
preisen angeglichen werden mwsse1r und daß insbesondere 
auch unser.e, Ausfuhr ,zu Welt'marktpr,eis,en abgerechnet wer-
·derr muß.
Würde man nach der Währungsreform die Preise niGht frei­
gegeben l:Iaben oder ein selbständiges Preisamt mit der
Zwecksetzung einer behördlichen Preisbindung gegr(mdet
haben, so wäre die deutsche Wirtschaft nie bis zu der jetzt
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schon erreichten Gesundung gekommen. Die Ware V(äre von 
den legalen Märkten verschwunden und zil überqöhten 
Schwarzmarktpreis�n für Elen normalen Verbraucher u11er•
schwinglich geworden. ' · 

6. Im Interesse der deutschen Wettbewerbsfähigkeit auf den
W eltmärktien .streben wir eine S_enk�ng des deutschen Preis­
niveaus a,n. Hiierdurch w;ird zugleich eine Erhöhung des 
Realein�ornmens erzielt. 

1 
Hierzu zwingt uns besonders auch die Tatsache, daß die, 
weltwirtschaftliche Situation durch absinkende Preise gekenn­
zeichnet ist. Die Beschreitung dieses Weges bedeutet, daß 
die Erhöhung der Kaufkraft nicht durch Erhöhung der Löhne 
sondern durch Senkung der Preise erreicht wird. Hierin liegt 
für die arbeitende Bevölkerung keineswegs,eine Gefährdungi 
denn unter den derzeitigen Verhältnissen wird die Erhöhung 
des Realeinkommens sicherer durch organische und langsame 
Senkung der Preise als durch Lohnerhöhungen erzielt. 

7'.. Bie Bildung von Löhnen und die Festsetzung von Ar­
beitsbedingungen muß dem Tarifvertragssystem überlassen 
sein. L!eistungslohn und Lohnerhöhungen im Rahmen markt­
wirtschaftlich richtiger Pr,eise sind zu bejahen. Sie erhöhen 
Kaufkraft und Nachfrage ebenso wie Senkung der Preise. 

Die CDU is,t sich de,s.en bew.ußt, daßr die Verluste_ des 
Krieges, die weitgehende Vernichtung des deutschen Produk­
tivkapitals, die technisch'e Rückständigkeit durch die Ab­
schnürung von der übrigen Welt, der Einstrom von Milli­
onen Flüchtlingen, die Zerreißung der Wirtschaftseinheit, dit: 

• immer noch nicht vollgüfüge menschliche Arbeitsleistung so­
wie sch\ießlkh die erheblichen Kosten der Besatzung die
Produktiv,ität der deutschen Volkswirtschaft �m Vergleich
zu glückli-cheren Ländern erhebrich ge'mindert haben tind daß
demzufolge d�r deutsche Lebensstandard in allen Schichten

• unseres Vo1ke.s zunächst ein bescheidener sein muß. Das
deutsche Vol!k wird dahe,r vorläuf.ig nicht zu dem Realein­
lkommen von 1939 kommen.
Trotzdem müssen wir, wenn auch die augenblickliche Not
eine stärkere Differenzierung der Lebenshaltung verhindert,
den teistungsanreiz durch Leistungslohn herbeiführen, um
aus der Armut und Not wieder einen Weg zu neuem Wohl­
stand zu finden.
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In der Lohnpolitik ist außerdem zu berücksichtigen, daß Löhne 
nicht_ nur betriebswirtschaftliche Kosten, sonciern die Haupt­
q1:1elle der Kaufkraft und der Nachfrage darstellen. Wo 
marl<twirtschaftlich richtige Preise eine Lohnerhöhung zu­
li)cssen, ist daher grundsätzlicfi auch dieser Weg zu be-
schreiten. · 
Eine chaot.ische Lohnbewegung jedoch würde sich nur zum 
Schaden der Lohnempfänger selbst auswir'ken. Wenn durch 

· Lohnerhöhungen die deutsche Wettbewerbsfähigkeit und der
deutsche Export Schaden leideµ würden, muß Arbeitslosig­
keit ein-treten. Die Nutznießer wären nur diejenigen, welche
die deutsche Ware vom Weltmarkt fernhalten wollen.

8. Technik und Wissenschaft sind mit Nachdruck zu fördern.
Sie schaffen _neue Bedü�fnisse und Arbeitsmöglichkeiten. Sie
sen�n die Qestehungskiosten.
Wissenschaft und Technik sind di� Grundlage des Fort­
schritts. Technischer Fortschritt bewirkt Rationalisierung in 
Eqeugung und Vertrieb sowie schafft neue Produktions­
möglichkeiten. Beides vermehrt und verbilligt die Produktion 
und erhöht das Realeinkommen. So ·entsteht Nachfrage und 
zusätzlicher Konsum. Der Schutz des geistigen Eigentums 
äst so schnell wie möglich wi,eder herzustellen. _· 

9. Die „soziale Marktwirtschaft" schließt freie Berufswahl,
Niederlassungsfreiheit, Gewerbefreiheit und Freizügigkeit ein.
Beim Handwerk muß jedoch wie bisher der Befähigungs­
nachweis (Meisterprüfung) erbracht werden. Das gleiche
gilt für alle Beruf.e, für der,en Ausübung der Befähigungs­
nachweis sachlich notwendig ist.
Den Betrieben des gewerblichen Mittelstandes müssen gleiche· 
Startbedingüngen wie den Großbetri,eben und Konsumgenos­
senschaften gesichert werden. Dies gilt nicht nur für die Be­
steuerung, sondern auch für-jegliche Art des Wettbewerbs. 
Die freien Berufe stnd.wichtige Glieder im Leben des Volkes 
und müssen sich daher im Rahmen der Wirtschafts- und 
Sozialordnung nach eigenen Kräften frei und voll entfalten 
können. Sozi_::tlisie.rung oder Verbeamtung ·der freien Berufe 
lehnen wiä nachdrücklichst ab. 
10. _Die „soziale Marl,dwirtschaft" bejaht und fördert das ·
private Eigentun:i. Eine gerechte Verteilung der wirtschaft­
lichen Erträge und eine soziale Gesetzgebung müssen _aus

den v,ermögenslosen Schichten unseres V'otkes in großem· 
Umfange besjt�nde Eige,ntümer machen. N1eben größtmög-

] liebst-er Streuung des Eigentums bejahen wir ii:n industriellen
Raum Unternehmungsformen in Gemeineigentum dann, 
wenn sie wirtschaftlich zweckmäßig, betriebstechnisd]i mög­
lich und politisch notwendJg sind. 

. . / 
.Persönliche Freiheit wird durch •wirtschaftliche Unabhängig­
keit gefördert. Wirtschaftliche Unabhängigkeit beruht auf 
dem privaten Eigentumsrecht. Das private Eigentums1echt 
muß daher verfassungsrechtlich geschützt werden. 'Im In­
teresse der von uns angestrebten breiten Streuung des vor­
handenen Volksvermögens wollen wir prtvatwirtschaftlichen . 
Uruternehmensformen besondere Aufmer'.ksamkeiit zuwenden. 

Die „soziale Marktwirtschaft" verschafft mögHchst vielen 
Tüchtigen Eigentum. Das Sozialisierungsproblem erhält zu­
gleich durch sie eine nachgeordnete Bedeutung. Wirtschaft­
liche Machtpositionen einzelner waren es, welche die Forde­
rung nach-Sozialisierung entstehen ließen. purch Leistungs­
wettbewerb l!nd Monopolkontrolle werden wirtschaftliche 
Machtpositionen zerstört oder IL!nter die Kontrolle des Monopol­
amts gestellt. Dadur-ah wird der sozial schädliche. Charakter, 
den zusammengeballtes Eigentum durch Machtmißbrauch 
annehmen kann,· beseitigt. 

1 t. Die Bildung von Sparkapital wollen wir nacMrückiich 
fördern. 

Die Vernichtung oder der Verzicht auf Sparkapital· wirkt 
-sich nicht nur zu Lasten der direkt Betroffenen, sondern 
auch zu Lasten der Besitzlosen aus. Wenn die Kapitalbil­
<lung zurückgeht, geht die Wirtschaft zurück. Denn die deut­
sche Volkswirtschaft muß. ihre ungehe,uren Zerstörungen 
überwinden und wieder der,t Anschluß an den Leistungsstan­
dard der übrigen Wett gewfonen. Die hierfür erforderlichen 
Investitionen können im wesentlichen nur mit Hilfe von Spar­
kapi:tal durchgeführt werden. Je mehr das Volk in seinei: 
Oesa1�the,it spart, desto schneller können die Investifümen • 
duschgeführt werden. Sparen fu.edeute.t für den Binzelnen 
Verzicht auf Konsumkaufkraft in de.r Absiicht, dütc gesparte 
Kaufkraft später verwenden zu können. 
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Wir lehnen jedwede Form des Zwangssparens mit Entschie­
denheit ab, da sie den Sparwi_llen im Keime erstickt. Das 
deutsche Volk hat mit dem Zwangssparen die schlechtestlln 
Erfahrungen gemacht. Künstliche Sparkapitalbildung 
durch staatliche Preisbindungen und durch Steuererhöhungen 
lehnen wir mit der gleichen Entschiedenheit ab, denn auf 
diese Weise spart der Staat zu 'Lasten der Allgemeinheit 
µnd die Staatsbürger kommen nicht in den Genuß des 
Sparens'. Nutznießer isl der Staat, dessen Macht dadurch eine 
gefährliche Ausweitung erfährt. Das steuerbegünstigte Spa­
ren, in. Sonderheit auch das Zwecksparen, wollen wir jedoch
mit allen Mitteln ·untei:stützen. · 

Eine organische und sozial gerechte Sparkapitalbildung auf 
breitester Grundlage wird am 'besten durch die „soziale 
Marktwirtschaft", durch die steigende Produktivität im Rah­
men eines echten Leistungswettbewerbes und durch die da­
durch ausgelöste Verbesserung der Realeinkommen aller 
SchichJen errei�ht. Solange nicht äußerste Sparsamkeit in 
der öffentlichen V�rwaltung. er'kennbar wiird, kann kein Ver­
trauen zur· Währung vertieft werden.. Solange kein Ver­
trauen zur Währung besteht, kann keine Sparberettschaft ge­
weckt werden, weil nur dann gespart wird, wenn der Sparer 
weiß, daß das gesparte Geld die Kaufkraft behält. 

12. Wir fordern ·eine umfassende 'Steuerreform insbesondere
durch Abbau der geltenden Steuertarife in allen Stufen und
durch Vereinfachung des gesamten Steuerwesens.

, Die Reform muß vor allem den Spa.rw-ill�n anregen und 
die Kapitalbildung ermöglichen. 
Außerdem ist das selbständige Unt�Fnehmertum durch steuer: 
liehe Oletchstellung mit den Karitalgesellschaften zu fördern .. 
Im, Zusammenhang mit der Steuerreform i,st eine Reorgani­
sation der gesamten öffentlichen Verwaltung, wie sie durch 
den Abbau der Planwirtschaft schon bego_nnen tst, fort­
zusetzen. 
13. Es müssen wirksame Sicherungen gegen Wirtschafts­
krisen und Massenarbeitslosigkeit geschaffen werden.

• Wirtschaftskrisen sind keine Na-turer.eignisse sondern Folgen
falscher wirtschaftlicher En-tschlüsse und Handlungen in Be­
trieben, Gewerbe' und in der Wirtschaftspolitik. Sie kön�
nen durch eine sachverständige und elastische Wirtschafts-
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politik, z. ß. durc:h eine konstrukti,ve Kredit- und Währung's-
poli:tik, femer aber auch dureh ein_e richtige öffentliche In­
vestii,tionspolitEk verhindert werd�. Alle öffentlichen Kör­
persehafte.ni müssen i:n Zeiten der Konjunktur die fünen ob-

-1,Legenden Investitionen verLangsamen und sparen. In Zeiten
der Depression müssen sie die gesparten Mfüel verwenden,
um 1in e:rhöhtem Maße zu investieren und damit die Ar­
beitslosigkei1t . zu überwmden.
Strukturelle Arbeitslosigkeit, die auf -einzelne Wirtschafts­
zweige und Gegenden beschränkt ist, kann die soziale
Marktwirtschaft durch planmäßige Bemühungen um Frei-.
züg\gikeit, Marktübersicht und Arbeitsvermittlung auf ein
M,i,ndestmaß emdämmen.
t 4. Den Außenhandel wollen wir mit allen Mitteln fördern.
Der MarshalJplan (ERP) wird von uns bejaht.

Die Sicherstellung eiines ausreichenden Lebensstandards ver-·
langt bis zum Jahre 1952/53 eine Erhöhung des Exports
auf män.destens , 9 Milliarden DM. Nicht nationalistische
oder gl!r imperialistische Ziele zwingen also zu erhöhten
Anstrengungen im Außenhandel, sondern die Notwendigkeit,
die Existenz des ·deutschen Volkes sicherzustellen. Die CDU
ist da.für eingetreten, daß im zwischenstaatlichen Güter­
austausch jedwede Subvention offener oder versteckter Art
beseitigt wird. Sie hat damit den Weg zur· Befriedung und
Eqtgiftung des Welthandels beschritten. Der Welthandel
muß wieder zurückfinden zu der Idee einer internationalen
Arbeitsteilung und e.ines echten Leistungswillens, woraus
alle Betei'Jigten Nutzen ziehen. Die Mittel der Handels- und
Zollpolitik und vor allem der Währungspolitik dürfen nicht
dazu mißbraucht wer_den, um sich auf die_ser Ebene Vorteile
zu erlisten oder zu erschleichen. ln diesem Sinne bekennen
wir uns zu den Grundsätzen de� Havanna-Charta, die das
Prinzip des freien Leistungswettbewerbs in der Welt voran­
stellt. Kein Land kann exportpolitische Erfolge erzielen-, ohne
daß es nicht im' gleichen Umfange Käufer fremder Waren
werden . müßte. Die CDU wiU, daß Deutschland alles
dazu beiträgt, um den planwirtschaftlichen Geist aus
dem zwische_nstaatlichen Handel zu verbannen, denn
es entspricht lhrer marktwirtschaftlichen Auffassung,
daß bei einer befriedigenden ,Lösung alle Beteiligten
Nutzen ziehen.· Es bedeutet eine völlige Verkennung der
Zusamm'enhänge, wenn jed�s einzelne Land dem Glauben

17 



huldigt, daß es nur darauf ank�mme, an einer geplanten 
Aufnahmefähigkeit irgendeines Marktes möglichst weit­
gehend beteiligt zu werden. Die Aufnahmefähigkeit jedes 
Marktes ·ist keine feste Größe, sie kann ständig erweitert wer­
den, wenn alle Volkswirtschaften sich einer gleichen Haltung 
und Aufgeschlossenheit befleißigen. Die befriedigende Lösung 
dieses Problems liegt also nicht allein in deutscher Hand, son• 
dem erfordert eine enge Zusammenarbeit aller Völker im glei­
chen Geiste. Es ist undenkbar, daß ein befriedigender Außenhan­
del nur· auf der Basis des Austausches von lebenswich­
tigen Gütern durchgeführt werden kann. Dieses Prin­
zip basiert auf verhängnisvollen Autarkievorstellungen, an 
deren Oberwindung gerade einem industriellen Veredelungs­
land wie Deutschland alles gelegen sein muß. Durch nichts 
kann Deutschland seinen Willen zur Demokratie und zum 
Frieden besser dokumentieren, als durch die , Hinnahme 
starker struktureller Ei.nseitigkeiten, v o r au s g e s e t z t ,  d a ß  
i h m  e i n  f r e i e r  W e l t h a n d e l  G e w ä h r  d afü r 
b,i e t e t ,  d a ß  die ü b rig e W e l t  b e r e i t  i s t ,  die 
L e b e n s s,tc h e r u n g  d e s  d e u t s c h e n  V o l k e s  
d u r c h  d i e  A u fna h m e  d e u t s c h e r  W a r e n  u n d  
H e r g a b e  en t s p r e c h e n d e r  G e g e n lds t u n gen 
s i c h e r z u s t e 11 e n. Autarkie verleitd die Völker, wie 
geschi.chtUche Erfahrungen lehren, nur· allzu leicht zu politi­
schen E?per,imenten und ,imperiaHstischen Handlungen. 
Ohne den zusätzl,i,che.n Kapitaleinstrom des Marshallplanes 
(ER P) müßte das de.utsche Volk an der MögHchkeit 
e,i,ner w,irtschaftli.chen Erholung verzweifeln. Der Mar• 
shallplan trägt dazu bei,, die notwendigen volkswirtschaft­
lichen Investitionen durchzuführen, ohne daß die Lebens­
haltung durch Konsumverzicht unerträgLich geschmälert 
werden müßte. Durch die Jm Marshallplan gegebene 
Verzahnung . der europäiischen Volkswcirtschaften soll zu: 
gleich e,ine bessere gegenseitige Entsprechung der Pro­
duktivkräfte dieser Länder und durch die güterwirtschaft­
liche Verflechtung eine Erhöhung der Leistung aller erreicht 
werden. Wenn sich auch im Hinblick auf dieses Ziel zu­
nächst planungsmäßige Ansätze erkenrien lassen, sö ·ist diese 
Tatsache im Interesse einer europäischen politischen Befrie­
dung hinzunehmen. Es muß aber dafür gesorgt werden, daß 
aus dem Verfahren heraus die Funktionsfähigkeit der Markt­
wirtschaft nicht über das notwendige Maß hinaus gestört 
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wird und cfaß Deutschland dabei als gleichberechtigter Part­
ner in das Gesamtgefüge der europäischen Volkswirtschaf­
ten eingeordnet wird. Die Anerkennung der Verpflichtung 
für die deutsche Volkswirtschaft, Beiträge zum europäischen 
Wiederaufbau zu leisten, setzt voraus, daß die deutsche Wirt­
schaft die ihr aus der Zerstörung verbliebenen Produktiv­
kräfte auch v,oll zum Einsatz bringen darf. Die CDU 
ist der Auffassung, daß das deutsche Volk für Opfer Ver­
ständnis haben wird, nicht aber dafür, daß es im Dienste 
für de.Q, europäischen Wiederaufbau seine volle Arbeits• 
kraft nicht zum Einsatz bringen darf. Es wird auf die 
Dauer durch kein politisches Mittel erreichbar sein, den 
Lebensstandard eines Volkes dadurch zu senken, daß man 
das Aus1J,1aß seiner Anstrengungen, seines Fleißes und seiner 
Fähigkeiten beschneidet. Demontagen und willkürliche Re­
stitutionen stehen im Gegensatz· zu dem Sinn ·und Zweck 
des Marshallplanes und dienen nur dazu, Deutschland von der 
internationalen Wirtschaft zuriickzuhalten. Dadurch entsteht 
ein Schaden, der sowohl für Deutschland wie auch für die 
Welt bedeutend ist. 
15. Eine deutsche Handelsflotte muß wieder geschaffen
werden.

Sie ist notwendig, um die _Devisenausgaben für 'die Frachten 
zu vermindern. Unter den gegenwärtigen Verhältnissen wer­
den fast 200 Millionen Dollars jährlich für Frachten, aus­
gegeben. Die von den Besatzungsmächten in Aussicht ge­
nommenen Erle•ichterungen können nicht als genügende Be­
freiung des deutschen Schiffbaues angesehen werden. Für 
die ihm obliegenden Aufgaben werden wir weiterhin um eine 
vollständige Befreiung des deutschen Sc11iffba:ues von den 
einschränkenden Bestimmungen bemülit sein. 
Der Finanzierung des Schiffbaues, gegebenenfalls auch: mit 
öffentlichen Kreditmitteln, werden wir unsere besondere Auf­
mer'ksamkei� zuwenden. 

! 16. Die „soziale Marktwirtschaft" kann nur dann verwirk­
licht' werden, wenn sie das Vertrauen aller Schichten des
Volkes besitzt, d. h., wenn sich Unternehmer, A rbeiter, An­
gestellte und Verbraucher aktiv an ihrer Durchführung be-
teiligen.

Wenn sich die Arbeiter und Angestellten der „sozialen Markt•
wirtschaft" versagen, entartet sie in eine freie Wirtschaft
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alten ,Stils, d. h1• ·in -eine privat vermachtete 1!-USOziale Wirt­
schaft, die geiken11zeichnet hst durch Qruppenkämpfe, Aus-
1rntzun.g des Staates durch Interessenten, durch soZJiiale Span­
nungen tind übermäßige Wirtscha,fts-, Staats- und Völker­
krisen. Wird dag�en dfe „soziale Marktwirtschaft" vom 
politischen WU!en des ganzen Volkes getragen, so wird es 

„ mögUch werden, eJne Wirtschaft al).fzubauen, die zugleich 
frei t1nd sozial i-st, -eine Wirtschaft, die den Arbeitern und 
An.ges:tellten das Einkommen, das ihrer Leistung entspricht, 
voll s•ichert, die ihnen die freie Wahl des Arbeitsplatzes und 
des Berufes öffnet, die ä.hnen di,e Freiheit ver�chafft, mit 
ihrem finkommen zu kaufen, was si.e wünschen, und die 

1 
ihnen �or allem die Chance des Aufstieges bietet. Die A1.,_
beitnehmer s,i,nd deshalb in ihren besten Köpfen mit maß-

1 .gebendem E•infl,uß am Aufbau, und an der Pflege de;· Ar­
/ beitsv-erfassun.g, an der Durchführung der Monopolkontrolle, 

an- den Einrichtungen, di,e zur Belebung und Überwachung 
des Wettbewerbes dienen, an dem Schutz, dem Ausbau der 

-Geldordnung, von der in erster Linie die gleichmäßige Wirt­
schaftsentwicklun.g abhängig ist, mit einem Wort: an den 
.gesamten Aufgaben der Wirtschafts- und Sozi-alpolittiik zu 
bet,efügeEJ 

Die „soziale Marktwirtschaft" ist diejenige Ordnung, welche
di.e Ausrich-tun.g der Erzeugung auf die wirklichen Wünsche
de� Verbraucher und die bifügste Versorgung des Gesamt­
bedarfs mit dem geringsten Aufwand an politischer und ge: 

-sellschaftlicher Macht gewährleJstet. Die Eindämmung von
Macht aber ist di1e Aufgabe, vor die uns di.e Erfahrungen 
unserer _eigenen jüngsten Vergangenheit und gewisser außer­
deutscher Entwicklungsvorgänge stellen. Es sind also nicht 
nur wirtschaftliche und soziale Überlegungen, sondern auch 
politische und kulturelle Gründe, die uns veranlassen, die
„soziale Marktwirtschaft" zu fordern. Wir sehen in ihr eine 
Wirtschaftsordniung, die zu ,echter Freiheit führt. W e r  f r ei 
s„e i II w j, 11 , m 11 ß s i c h d •e m W e t t b e w e r b u n t e r -
wer f e n  u n d  dar a u f  v e r z i c h t e n  M a c h t  a u f  
d e m M a r k t z it e r � t r e b e n. W e ; 'M a c h t a u f
de m Markt -b es.i t z t , d. h. w e r  n,i•ch t d u r c h  
We t t bewer b kont r o l l i e r t  J s t ,  d a r f  nich1

/ f r e i  s efo. 
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/ Leitsähe der CDU 
für die zukünftige Landwirtschaftspolitik 

A. Di,e Landwjrtsch,aft ist ein leb_enswichtiger Teil der deut-'
sehen' Gesamtw,i,rtschaft. Ihre· Kräfte zur vollen Entfal- · 
tung zu bringen, ist eine der bedeutsamsten Aufgaben der 
Gegenwart, cUe befriedigend nur gelöst werden kann in 
verständnisvoller . Zusammenarbeit aller BevöFkerungs­
schkhten. 
Das alte Deutschland führte rund 200;0 seines Bedarfes 
an Lebensmitteln ein. Die Westzonen erzeugen rund 500/o. 
des Nahxungsbedarfes und müssen di1e restliche Hälfte 
e,inführen, wenn die Verbraucher satt werden sollen. Diese 
Nahrungsmjtteleinfuhr belastet unsere Handelsbilanz d·er­
art, daß bis zum Jahre 1953 und vielleicht noch länger 
ein menschenwürdiger Standard in der Ernährung nur 
mi,t H,ilfe der Siegermächte· gehalt<tn werden kann, da 
die Ausfuhr deutscher Waren nicht ausreirohen dürfte, 
die Gesamteinfuhr zu bezahlen. 

B. Deshalb erhebt sich die Kardinalforderung: Äußerste
Steigerung der landwirtschaitlichen Produktion.

Daraus ergibt sich:
1. W e.i t g e h e n d e r  A b b a u  d;P, pJs h e rd.g e n

f o r m  d e r  s t a a t l.i c h e n  Z w a n g s w i r t s c ha,f.t. 
S.ie diente :in der Zeit„größter Not der gerechten Ver-

. te.Hung der Mangelwaren. Mit gebesserter Versorgung 
löst sie sich selbst auf. In der heutigen form 'bringt 
s.ie den Beden:kenlosen Vorteile und benachteiligt die
Anständigen. Besonders aber fällt in die Waagschale, 

ßaß s.ie in ihrer jetzigep form· ein ·starker Hemmschµh 
.ist für eine rasche � t e i g e r  u n g q e r  I a n  d w i.rt­
s c h a f t J ,i c h e n E r z  e u g u n g. Diese setzt ge­
s.icflerte und ausgeglichene Produktions- und Absatz­
v,erhälmisse voraus; die Schwankungen ausschalten, di!! 
11/Ur den spekulativen Elementen Nützen bringen. 
Deshalb muß ejn System der (ebensmittelerzeugung 
unid -versorgung erarbtitet werden, fo dem 
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a) möglichs,t keine landwirtschaftlichen Erzeugnisse im
Ausland gekauft werden, die in Deutschland produ­
ziert werden können;

b) das inländische Angebot - von berufsständischer
Hand zusammengefaßt ....... an den Markt gebracht
wird;

c) stabile Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse
festge1egt werden, die dem Auslandspreisiüveau ari­
genähert sind, aber dessen Schwa1Jkungefi vermei­
den und die Produktions.kosten voi;i Betrieben, die

- Mittelgut her,si!ellen, deck;en.
2. Zu diesem Zweck ist das landwirtschaftliche Genos­

senschaftswesen städ<ef auszubauen, insbesondere die
V,erbi�dung d.er Absatzg·enossenschaften mit den Ge­
nossenschaften des Einzelhandels und der Verbraud1er.

. 3. Das landwirtschaftLiche Kreditwesen muß in seinem 
Neuaufbau für .'kurzfristige und langfristige Darlehen 
den besonderen Bedürfnissen des bäuerUchen Betriebes 
angepaßt werden. �, 

4. Eine notwendige Vorbedingung für Höchstleistungen
in der Landwirtschaft ist ein gut ausgebautes, umfas­
sende.s Beratt1J1gswesen, das durch 'vertrauensvolle Ein­
zelberatung, fortbildungs'kurse und Erfahrungsaus,
tausch die Fortschritte von Wissettschaft und Technik
a!Leh Strebenden. vermitteln kann.

5. In �er Sozialvers,icher,un:g hat die Landwirtschaft An­
.spruc;h auf eigene,. von' ,ihr verwaltete Versicherungs­
träger, insbesondere Berufsgenossenschaften und Kran­
kenkassen, die sich in der Vergangenheit bewährt
haben. Die Einbeziehung der Landwirtschaft in die
Arbeitslosenversdcherung ist abzulehnen, sowef

( 

die
Landwirtschaft einjährige Arbe:itsverträge absenließt.

, 6. Yori grlj,tldlegender Bedeut)l11g ist die Erhaltung uhd 
Stä:rlkung des bäuerlichen Eigentums, Schutz der 
Pächter vor Willikilr und Ausbeutung, .Schafümg von 
Siedlungsmoglich:keiten für Vert.riebene und Eih'he'imi­
sahe, Bau von Wohnungen und .Eigenhei'men für Land­
handwerker und Land- und Forstarbeiter, um <lie länd� 
liehe Bevötkerung ·zu, ven;Hchte11 und damit ,den ver­
m.ehrten Einsatz von Lanä.ai:be,jtern ?u ermög\i,c,hen. 

., 

J 

7. Die Laindarbeiter müssen durah entsprechende. Be­
rufsa,usbifolung des Naohwuchses die Anerkenmmg als
f acharbei.ter · erhalten, die in der Entlohnung hinter ent­
spree;henden Berufen nicht zurückstehen.

8. Als Vorbedingung für stärkere Mee;hanisieruni und
VerbiJLigung d.er lando/irtsahaftlichen j:rzfugung _ist
eine beschleunigte Flurbereinigung und eme verem­
faahte Zusammen.Ieg_ung von Grundstücken durch ver­
stärkten Einsatz ·von .Staatsmitteln besonders zu för­
dern.

9. Der Hauptfaktor für eine Leistungssteigerung in der
Landwi,rtsohaft 1ist der Mensch. feste Verwurzelung
in he,imatlk,her und bäuerlicher Tradition, Anerkennung
der -Bindungen, die der hob.e Beruf allen Mitgliedern
auferlegt, Erhöhung des fachwisse?s d�rch„ Ausba_uder ländlichen Voiksschu!en zu Ausbtldungsstatten, die
zur besten Leistung befähigen, Eilnriohtung der e�­
forderlichen Berufsschulen in allen Kreisen und Be-

' setzung mit hauptamtl1ichen, besonders ausgebwdeten 
Lehrkräften. 

10. Die Besteuerung· der Landwirtsohaft darf das wirt­
schaftlich gerechtferi!igte Maß nkht übersteigen und
muß darauf Rücksicht nehmen, daß die Erhöhung der
Pmduktion nur erreicht wt:rden kann, wenn dem fand­
wirlschaftlichen Betri.ebsinhaber das n0twendige Ka­
pital zu Neuinvestierungen aus �rsparnissen zur Ver­
fügung steht.

ll. Die Forstwirtschaft ist einer der wichtigsten Rohstoff­
lieferanten für' die deutsche Wirtschaft. Von ihrer Er·
haltung sind abhängig WasseFWirtschaft und Klima a.ts
wichtigste Vorbedingung für eine erfolgreiche land­
wirtschaftliche Prodüktion. Der Wald ist die Lunge
der gesamten Boden'kultur.

Deshalb: Erhaltung größerer F,orstbetriebe, Zusam­
menfassung des f�rstlichen Kleinbesitzes zu W �ldbau­
vereinen . zwecks rationeller Bewirtsohaftliilg und
schnellste Aufforstung der Kahlflächen.
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Sozialpolitische Leitsätze 
der CDU 

Im Bewußtsein christlicher Verantwortung bekennt sich 
die CDU zu, einer gesellsc'haftliche,n Neuordnung auf der 
Grundlage sozfa!er Gerechtigkeit, gemeinschaftsverpflichten-· 
der frei,heit und echter Menschenwürde. 
Sie ,erstrel?t eine umfassende SoziialpoLitvk für alle ·wirtschaft­
lich- und s.ozialabhängi.gen Volksschichten. 
Diese Grundsätze vedangen vom Staat, di,e herrschenden 
wirtschaftlichen und soz,ialen Notstände zu bes½itigen und ein 
gesundes Verhältnis zwischen den Volksschichten herbeizu­
führen. Dabei müssen die natürlichen Rechte und Freiheiten 
des Einzelnen wie aller Gesellschaftsgruppen geschützt 
werden. 
Dj-e wichtigste staats- und gesellschaftserhaltende Gemein­
schaft Jst di,e famiJie. Ihre Rechte und Pflichten sind zu ver­
tiefen und gesetzli,ch zu schützen. Die geistigen und mate­
niellen Voraussetzungen für ihren natürlichen Bestand und 
die ErfülLung ihrer Aufgaben sind herzusteHen und 2�1 
sicbern. 
Der Zusammenschluß zu Gewerkschaften und Berufsverbän­
den �m Rahmen der demokratischen Ordnung ist zu gewähr­
leiisten. Gewerkschaften ·und Berufsverbände sind in den 
Grenzen der ,i.hnen obl;i,egencj.en Aufgaben als Organe des 
öffentLichen, Lebens anzuerkennen. 
Die christliche Arbei,tsordnung geht von der Würde des ar­
beitenden Menschen aus. Sie unterscheidet sich grundsätzlich 
von einer Auffassung, die den Menschen nur nach seiner A1�­
beitskiiaff wer-tef. Die. menschliche Arbeit ist kein_e Ware, 
sondern sittliche Leistung und Grundlage der körperlichen 

_ und �eeLichen Entfaltung des Menschen. 
( D\°e technisch-organi,;atorischen Voraussetz;ung� großwirt­

schaftUcher Zusammenarbeit fordern eine grundlegende Neu­
ordnung des Verhältnisses von Unternehmern. und ATbei-

- , nehmetn. Es g,ilt, die bestehenden Gegensätze zu überwinden
und neue formen der Zusammenarbeit im Sinne echter Part­
nerschaft, leist@gsgetneinschaftLicner Verbundenheit und bef­
derseitiger Verantwortung für das gemeinsame Werk zu ent­
wickeln. Die Ve:wirklichung des Rechts der Arbeitnehmer
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auf Mitberatung, Mitwirkung und Mitbestimmung soll dabei 
in betriebsgerechter form unter Wahrung der echten Unter­
nehmerver,antwortung gesichert werden. (Siehe auch Nr. 15 
der wirtschaftspolitischen Leitsätze).( 
Eine gesunde Arbeits- und Soz.iäiördnung bedarf eines fort­
schrittlichen Arbeitsrechts sowi,e einer entsprechenden Neu­
ordrnung der Sozialversicherung und der fürsorgeeJnrich­
tungen. 
Im einzelnen werden folgende• Forderungen erhoben: 
1., Das Recht auf Arbeit 

Jeder Mensch hat ein natürliches Recht auf Arbeit. Es muß 
möglichst durch.eine auf Vollbeschäftigung abziie!ende Wirt­
schaftspolitik verwlirklkht werdern. Die Politik der Vollbe­
schäftigung darf jedoch nicht dazu führen, daß sie unter dem 
Deckmantel eines proklamierten „Rechts auf Arbeit" sich in 
eine „Pflicht zur ArbeJt" verwandelt, welche nur mirt: Auf­
hebung der freien Berufswahl und des freien Arbeitsplatz­
wechsels und schließlkh nur mdt Di.enstverpflichtungen 
durchzuführen ist. 
Der frauenarbeJt kommt erhöhte Bedeutung zu. Den Frauen 
ist Jn der Wirtschaft und Verwaltung grundsätzlich gleiches 
Recht wJe den Männern einzuräumen. Den Frauen darf je­
doch ke,ine Arbeit zugemutet werden, die ihrer Wesensart 
wjdersprkht. 
2. Freie Berufswahl, freier .Arbeitsplatzwechsel und Siche-

rung des Arbeitsplatzes

Die Berufswahl soll grundsätz!,ich frei sein. Eine staatliche 
Begabtenförderung soll allen Sch•ichten Aufstiegsmöglichkei­
ten bieten. Die Berufsberatung hat die Aufgabe, den Jugend- . 
Lichen dabei helfend zur Seite zu stehen. 
Die Arbeitsv_ermlttlung darf die persönliche freizügiglkeit 
nicht beschränken. DienstverpfLichtungen sind abzulehnen. 
Das Arbeitsvertragsrecht muß dem Charafoter des Treuever­
hältnJsses zwischen Arbeitnehmern und Unternehmern ge­
recht werden un.d poUtische und religiöse Entscheidungs­
freihe,it des Arbeitnehmers respe:ktieren. Der Kündigungs­
schutz dst zu erweitern. Entlassungen <lüden nur erfolgen, 
wenn die Notwendiglke,it hierzu nachgewiesen ist. Bei unver­
schuldeter Arbeitslosigkeit müssen die Arbeitslosen und ihre 
famHien vor w,irtschaftlicher Not ausreichend geschützt 
werden. 
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3. Ange�essene Entlohnung
Der Lohn muß der Arbeitsleistung entsprechen und soll nicht, 
nur für eine angemessene Lebensführung des Arbeitnehmers, 
zu der auch die Teilnahme am Kulturleben gehört, aus­
reichen, sondern auch die Gründung und Erhaltung einer 
Familie sichern. Der Ertrag einer wirtschaftlichen Unter­
nehmung ,ist das Ergebnü's der Zusammenarbeit von Arbeit, 
Kapital und Unternehmerleistung. Die Arbei.tnehmer haben 
daher Anspruch auf einen gerechten Anteil am Ertrag des 
Unternehmens. Bereits bestehende Formen solcher Beteili­
gung am Ertrag s;ind auf weitere Betr.iebe auszudehnen und 
·neue Formen zu entwickieln.
Die Tariflöhne sind durch freie Vereinbarung zwischen den
V:ertretern der Arbeitnehmer und Unternehmern festzuset­
zen. Bine unterschiedLiche Entlohnung von Männern und
Frauen darf beii gleicher Arbeit und Leistung nicht mehr ver­
einbart werden.
Das TarJfvertragsrecht ist gesetzl,ich zu verankern und das
Schlichtungswesen .ist auszubauen.
4. Arbeitszelt
Die Dauer der Arbeitszeit ist so zu bemessen, daß dem Ar­
beitnehmer ausreichende Zeit zur Erholung und zur Teil­
nahme am kulturellen Leben zur Verfügung steht. Normal­
arbeitszeit, Pausen, Freizeit und Urlaub bedürfen gesetzlicher 
und tarmicher Regelung nach Maßgabe neuzeitlicher wissen­
schaftlicher Erkenntn,isse. Sonntage und g,esetzlkhe Feiertage 
gelten als Ruhetag•e. 
5. Arbeits-, Jugend- und Frauenschutz

Die ArbeJtsschutzbestimmungen und sozialen Einrichtungen 
sind den gegenwärtigen gesundheitlichen und technischen 
Verhältnissen entsprechend zu erweitern. Die J;:rhaltung der 
Gesundheit und Arbe,itskraft der Arbeitnehmer soll durch 
Verbesserung des Arbeitsvorganges und der betniebHchen 
sozJialen Binnichtungen gefördert werden. Der .gesetzliche 
Jugend-, Frauen- und Mutterschutz ist auszubauen. Das 
Lehrverhältnis dient der gründlichen praktischen und theo 
retischen Ausbildung des jungen Menschen. Durch Gesetz ist 
der M,ißbrauch jugendlicher Arbeitskraft zu verhindern und 
die Berufsausbildung im Betrieb und in der Berufsschule 
sicherzustellen. Dem Schutz und der Erziehung der gefähr­
deten Jugend ist besondere Aufmerksamkeit zu Widmen. 
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6. Sozialversicherung
Die So.zfalverslcherung ist so zu gestalten, d:aß sie ihre Auf· 
gabe zur Fördenmg der Volksgesundheit und zum Wohl der 
Vers,icherten erfüllen kann. S1ie muß zur S.icherung ihrer 
Leistung!lfähdg'kett unter Berücksichtigung der Eigenwüchsig­
keit der einzelnen Vers�cherungszweige im Sinne echter Soli­
darität weiter entwkkelt werden. Hierbei sind auf dem Ge­
biete der vorbeugenden Gesundhe;itsfürsorge und der Be­
kämpfung von Volkskrankheiten alle Volkskre.ise heranzu­
ZJiehen. Das Versicherungsrecht der Arbeiter soll irm Sinne 
des Sozfalversicherungsanpassungsgesetzes - ohne Schmäle­
rung der Rechte der Angestellten - weiter entwickelt 
werden. 

7. V er�orgung der Kriiegsopfer und Kriegsheimkehrer
Es 'list Pflicht der Gemeinschaft, für die .Ansprüche der
Kr,iegsbeschädigten und.Kriegshinterbliebenen aufzukommen.
Den Kr-iegsbeschäctigtefl, den Kniegerwitwen, Kriegereltern
und Kniegerwaisen ist eine ausreichende gesetzlic,he Versor­
gung zu gewährleisten. Den Kr,iegsbeschäddgten und Kri,egs­
he,im'kehrern -ist die Wi,edereingliederung ins Wirtschafts­
leben durch Berufsausbildung und Umschulung zu erleichtern.

8. Einordnung der Heimatvertriebenen
Die Einordnung _der Heimatyertr.iebenen in unser Wirtschafts­
leben muß al� Pflicht des ganzen VoTkes angesehen werden. 
Jede Art von Selbsthilfe soll größtmögliche Förderung er-

. fahren, damit die Heimatvertri•ebenen in freizügiger Weise 
am W.itischafts� und Gesellschaftsleben teilnehmen können. 
9. ,Wohlfahrtspflege
Be.i vorliegender B.edürftigke�t muß, soweit, ein Rechtsan­
spruch gegenüber D11itten nicht gegeben ist, ausreichende. · 
H,ilfe aus öffent1ichen Mitteln gewährt werde'n. 
t 0. Lastenausgleich und Bodenreform 
Der Lastenausgleich äst keine Fürsorgeangelegenheit, son­
dern eine soziale Rechtsforderung, insbesondere für die Ver• 
tri ebenen und Kriegsgeschädigten. Darüber hinaus bildet die 
Bodenreform die GrunsJ.lage für Neubildung von Eigentum. 
Zur Förderung selbständiger Existenzen s0!1 eine weitge­
hende Abgabe von Boden auch aus öffentlichem Besitz an 
SiedhJngswillige erfolgen. Die Paaht- und Mietgesetzgebung 
ist auf diese Ziele hin umzuformen. 
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11. Wohnungsbau

Die besondere Bedeutung des sozialen Wohnungsbaues ver­
langt außerordentLi'che Maßnafimen, die in einem eigenen 
Wohnungsbauprogramm der CDU festgelegt sind. 

' 1 

12. Internationale Sozialpolitik
Die Wiederaufnahme der Beziehungen zur Internationalen 
Arbeitsorganisation ,ist zu erstreben. Eine großzügige inter­
nationale Sozialpolitik wird wesentlich dazu beitragen, die 
Beziehungen der VöLker zueinander zu bessern und den zu.: . 
sa�menschlruß zu ei"nem neuen Europa zu erleichtern. 

Die Durchführung einer fortschrittlichen Sozialpolitik soll der 
inneren Befriedung unseres Vo1kes dienen, das Vertrauen der 
breiten Schichten in die ne_ue demokratische Ordnung stär­
ken ,Und den wmen zur Mitarbeit am Wiederaufbau unseres 
Staats- ,und Vo1ksLebens fördern. 

Mit besonderem Nachdruck ist jedoch darauf hinzuweisen, 
daß die Grundlage einer gesunden Sozialordnung eine er­
folgreiche Wirtschaftspolitik ist. Die besten Versicherungs­
gesetze nützen ni'chts, wenn eine unsachverständige Kredit­
und F:inanzp,olitik die Kaufkraft, die Produktionshöhe, den 
Bescbäftigtenstand, die Sparkapitalien mindert oder gar ver­
nichtet. Die beste Sozialpolitik nützt nichts,· wenn sich nicht 
W.irtschafts- und Sozialordnung wechselseitjg ergänzen und
fördern.
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Wohnungsbauprogramm 

der CDU 

1. Die CDU beobachtet mit tiefer Sorge, wie die
Wohnw1gsnot die geistigen, sittlichen und physischen
Grundlagen unseres Volks- und Staatslebens bedroht und
den Wiederaufbau unserer Wirtschaft zerstör±. Sie for­
dert deshalb als dringlichste öffentliche Aufgabe die
Schaffung neuer Wohnungen nach folgenden Grund­
sätzen:
Die Lösung der Wohnungsnot muß In ganz anderer
Weise als bisher von Bund, Ländern, Gemeinden und
Pnivatwirtschaft .in die Hand genommen werden. In
10 Jahren muß die dringli_chste Wohnungsnot behoben
sein.

2. Alle pnivatwirtschaftlichen und gemeinwirtschaftlichen
Kräfte werden aufgerufen mitzuwirken. Sie müssen da­
bei für gleiche Leistungen die gleiche Förderung durch
Staat und Geme,inden erfahren.

3. Bei der Notwendigke.it, eine möglichst große Zahl von
Wohnungen mit dem ger-ingsten Aufwand von Kapital

. und Baiustoffen zu erstellen., fordert die CDU, daß
beim Neubau wie auch be,im Wiederaufbau von Dauer­
wohnungen [n ,erster Linie Kleinwohnungen mit sozial
tragbaren Mieten für breite Bevölkerungsschlchten ge­
baut werden.
Zur stärkeren Verwurzelung der Bevölkerung, ,insbeson­
dere der Vertniebenen, mit dem Grund und Boden, ist
-einer wilischaftlichen Form des Kleinhauses- Einfami-
1ienhaus und Kleinsiedlung - überall dort der Vorzug
�u g:el:)en, wo nicht aus städtebaulichen Gründen mehr­
geschossige Mietwohnungen gefördert werden müssen.
Eine Eingliederun_g der Vertriebenen in den Wirtschafts.
prozeß [St· vor allem in mittleren und kleineren Ge­
meinden durch planmäßigen Ausbat\• von Arbeits- und
Wohnstätten zu fördern.,

4. Die Überteuerung der Baukosten und der Mangel an
Facharbeitern verlangen eine durchgreifende Rationali­
sierung überliieferter Bauweisen und bauwirtschaftli�1er
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Betl1iebsformen mit dem Ziel, moderhe Baumethoden'zur 
Anwendung .zu, bringen, die durch ihre Technisierung 
eine entscheidende Einspar.ung von Arbeitskräften sowie 
Holz tmd Bisen verbürgen. Eine völlige Ausnutzung 
der Kapazität der Bauwirtschaft und eine Senikung der 
Baukosten ,ist durch weitgehende Anwendung von Nor­
men :und Haustypen anzustreben. Die erforderUchen Ent­
wicklui:igsarbeiten s,iind daher mff öffentlichen Mitteln so 
zµ ·beschlelJnigen, daß sie in kürzester Zeit nutzbar 
werden. 
Die Umschulung der Bauarbeiter und_ di� Heranbildung V 
eines genügenden Nachwuchses sind durch al'le geeigneten 
Maßnahmen, insbesondere durch Steuervergünstigi.lngen 
und Wohnungserleichterungen zu fördern. 

· Der vermehrte Bedarf an Baustoffen erfordert die so­
fortige Steigerung der· Baustoffer·zeugung, erhöhte
Kohlezüfolung und die Förderung !kohle- und holz­
sparender Bauweisen.

5. Wir fordern günstige Erwerbs- und Nutzungsbedingun­
gen für Baugelände und öffentLichen Besitz. Die ge­
meindlichen Anforderungen an Öeländeaufschließung
und Anliegerleistungen sind auf ein Mindestmaß zu be­
schränken. Der Neubau und W·iederaufbau von Woh­
�ungeh ist auf die Dauer von 5 Jahren von allen Ge�
bühren und Steuer:n der Länder und öffenüicnert Körper­
sehaften möglkhst freizustellen.

6. Die CDU fordert . ein über;:;ic'h-tliches UJ1d einfaches
-Städtebaurecht, das di,e notwen�Hgen Voraussetzungen
für den Aufbau. ,i,n Stadt und Land nach neuzeitlichen
Geskh'tspunkten schafft .. Be;i der Neuregelung· des Bau­
und Bodenrechts müsserl· di,e berec_htigten Interessen der
Eigentümer unter Zubilligung einer ange,messenen„ Erit- �• schädigung gesichert .werden.

7. Um di,e. vorhandt\nen Wohnungen zu erhalten und den -.
Wohnungsbau zu fördern, müssen grundsätzHch die
MLete.n die Bewirtschaftung�kosten und den Kapitaldienst
aufbringen. Soweit ,di,e Wirtschaftlichkeit des vorhan­
dertep. Wohnungsbestandes zwangsläufig verlorengegart.­
gen is,t, ist ,eine a11gemessene Anglei,chung der Mi.eten an

30 

die gt!sti�genen Kosten unvermeidlich; · ; 

1 

1 

Für Kleinwohmuigen an Neu- und Wiederaufbauten, die 
infolge der B,aukostenteuerung teilweise unrentierlich·sein 
würden, bleiben zweckgebundene Beihilfen aus öffent­
lithen Mitteln erforderlich. 

, 

8. für den Wohnungsbau steht durch den Währungsschnitt 

und dessen folgen wenig p r i v a t es Kapital zur V_er­
fügung. Es ist erfordet1ich, die nach der Währungs­
reform bisher gebildeten Kapitalien bei der öffentlichen 
Hand, bei Versicheru:qgseinrichtungen m:id auch bei den 
Sparinstituten vordringlichst für den Wolu!,ungsbau ein­
zusetzen. Die Bildung von weiteren Sparkapitalien muß 
gefördert werden durch die fühlbare steuerliche Ver­
günstigung für freiwilliges Zwecksparen; Zwangssparen 
wird abgelehnt. Das Bewulltselin unseres Volkes· mufr 
von der Einsicht durchdrungen sein, daß Wohnungen nur 
durch Veq:icht a:uf entbehrliche Konsumgüter gebaut 
werden können. Se:Ibsth:ilf.e und Nachbarhilfe sind un­
entbehrlich. Jeglicher weiterer Kapitaleinsatz durch 
Selbsthilfe, Nachbarhilfe und UnternehmerbeteiJ.igun.g 
ist wettgehencfst dtire:h steuerliche Vergünstigung. zu 
fördern. Die Privatinitiative ist durch jede nur mögliche 
Weise anzuregen. Schaffung von Wohnungen durch pri-­
vate Mittel sollen durch ·bedingte Auflookerung der 
,?wang_swirtschaft begünstigt werden. 
Schließlich 111uß der Wohnungsba:u eine vordringliche 
Aufgabe .auch des Laste'1ausgleiches sein, dessen Mittet 

- nicht mit rein 1eons.umtiven Maßnahmen verbraucht
\Verden dürfen.
Eine Wohnungsabgabe, gleichgültig · in welcher Er­
hebungsforni, auch wenn sie zeitlich begrenzt und zweck­
gebunden isJ, darf n?r ,im ä�ßersten fall erhobenwerden .. 

9: Die W,iederaufbauban:k muß. der Anlage von Mitteln für 
den Wohnungsbaudie erste Dringlkhkeitsstufe zuerkennen. 
Bis zur Biiqung eines leistungsfähigen Kapitalmar,kteg, 
bei tragbaren Zinsen •sind die vorhandenen Mittel nach_ 
folg'e.nden Grundsätzen einzusetzen; 
Die Mtittel aus den öffentlichen Haushalten müssen niaht­
nur ZlJT fi,namiierung des unrentierlichen Teiles, sondern 
auch zur Vorfi,nanziemng des Kleinwohnungsbaues ver­
wrundt werden. In j_ede.m Fall� muß der �i,nsa.tz der 
Finanzierungsmittel so �rfolgen, daß ein ständiger Dru� 
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auf die Baukosten und den Zinssatz des Kapitalmarktes 
a:usgeüb.t wi.rd. 

10\ Der lkünfügen Bundesregi'erung (einstweilen der Zwei-
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. zonenverwaltung) muß die Beeinilussung der gesamten 
Wohnüngspolitik vorbehalten bleiben. Denn die Lösung 
der ·wo1mungsfoage ist eine grundlegende Voraussetzung 
für den Auibau des, Staatswesens und die Wiederher­
stell.ung- menschenwürdi,ger Lebensbedingungen. 

() 
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